
Sehr geehrte Damen und Herren,

die ertragsteuerliche Behandlung von Mietereinbauten war bereits des Öfteren Gegen- 
stand in Finanzgerichtsprozessen. Ganz überwiegend ging es hier um Fragen der Aktivie-
rung – immaterielles vs. materielles Wirtschaftsgut – sowie um Fragen der Nutzungsdauer 
des Wirtschaftsguts. Insoweit ist für Zwecke der Ertragsteuern von einer gesicherten und 
mittlerweile praxiserprobten Rechtslage auszugehen.

Dem ist jedoch nicht so im Hinblick auf die Umsatzsteuer. Ganz aktuell hat der BFH  
wichtige Fragen zum Vorsteuerabzug bei Mietereinbauten geklärt (Urteil v. 13.11.2019, 
V R 5/17). Konkret musste er die Rechtsfrage beantworten, ob ein Mieter, der in angemie-
teten Räumlichkeiten Mietereinbauten im eigenen Namen vornehmen lässt und hierfür 
einen Baukostenzuschuss von seinem Vermieter erhalten hat, die ihm hierfür von Bau-
handwerkern in Rechnung gestellte Umsatzsteuer im Falle einer entgeltlichen Weiterliefe-
rung an den Vermieter als Vorsteuer abziehen kann.

Im Streitfall waren Mieter und Vermieter übereingekommen, dass die Klägerin die bezu-
schussten Ausbaumaßnahmen im Falle ihres Auszugs im Mietgegenstand belässt und 
nicht zurückbaut. Über den Baukostenzuschuss rechnete die Klägerin in Form einer Rech-
nung mit offenem Umsatzsteuerausweis ab. Die Besonderheit im Rechtsstreit lag darin 
begründet, dass die Klägerin ansonsten als Gemeinschaftspraxis zweier Augenärzte aus-
schließlich umsatzsteuerfreie Umsätze erzielte.

Nach der Entscheidung des BFH hat die Klägerin mit der Weiterlieferung der Mieterein-
bauten an den Vermieter eine umsatzsteuerpflichtige Werklieferung erbracht. Infolge-
dessen war der Klägerin auch ein Anspruch auf Vorsteuerabzug aus den Rechnungen der 
Bauhandwerker zuzugestehen.

Wie der BFH in seiner Urteilsbegründung deutlich zu erkennen gibt, spielt die vertragliche 
Ausgestaltung des Mietverhältnisses eine ganz entscheidende Rolle bei der Frage, ob  
der Mieter aus den ihm gegenüber in Rechnung gestellten Handwerkerleistungen einen 
Vorsteuerabzug geltend machen kann. Insbesondere im Umfeld von Steuerpflichtigen,  
die überwiegend vorsteuerschädliche Ausgangsumsätze tätigen bietet es sich an, vor 
Ausführung der Handwerkerleistungen zu prüfen, inwieweit die aktuelle BFH-Recht- 
sprechung zum Vorsteuerabzug aus Mietereinbauten steueroptimiert genutzt werden kann.

Mit freundlichen Grüßen

René Feldgen 
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH
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Bitcoin-Gewinn ist  
steuerpflichtig

Zwar sind Kryptowährungen wie Bit-
coin kein gesetzliches Zahlungsmit-
tel. Wenn ein Anleger in sie investiert 
und innerhalb eines Jahres an- und 
verkauft, muss der Gewinn jedoch in 
der Einkommensteuererklärung an-
gegeben werden!

Gewinne aus dem Verkauf von Bit-
coins und Co. unterliegen wie bei 
anderen Wirtschaftsgütern auch der 
Steuer. So entschied auch das  
Finanzgericht Berlin-Brandenburg, 

dass Kryptowährungen grundsätz-
lich mit Fremdwährungen vergleich-
bar sind, deren Gewinne ebenfalls 
besteuert werden.

Bund und Länder einigen sich auf 
steuerliche Förderung von umwelt-
freundlichem Verhalten durch Klima-
schutzprogramm

Bund und Länder haben sich im Ver-
mittlungsausschuss am 18. Dezem-
ber 2019 auf Änderungen am Klima-
paket geeinigt. Wenn Bundestag und 
Bundesrat den Kompromissvorschlag 
noch bis 20. Dezember 2019 bestäti-

gen, könnte das geänderte Gesetz 
zur Umsetzung des Klimaschutzpro-
gramms 2030 im Steuerrecht zum  
1. Januar 2020 in Kraft treten. 

Vier Maßnahmen aus dem Klima-
schutzprogramm 2030 sollen im 
Steuerrecht umgesetzt werden und 
ein umweltfreundliches Verhalten 
stärker fördern:

1. Förderung energetischer Gebäude- 
sanierung

Energetische Sanierungsmaßnahmen 
an selbstgenutztem Wohneigentum 

Diese Informationen und weitere Beiträge finden Sie auf unserer Website.

1        Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Mo- 
nats (auf elektronischem Weg) ab-
gegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Fei-
ertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. 
Eine Überweisung muss so frühzei-
tig erfolgen, dass die Wertstellung 
auf dem Konto des Finanzamts am 
Tag der Fälligkeit erfolgt.

2        Bei Zahlung durch Scheck ist zu be- 
achten, dass die Zahlung erst drei 
Tage nach Eingang des Schecks 

beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugser-
mächtigung erteilt werden.

3        Für den abgelaufenen Monat, bei 
Vierteljahreszahlern für das abge-
laufene Kalendervierteljahr, bei Jah-
reszahlern für das abgelaufene Ka-
lenderjahr.

4    Für den abgelaufenen Monat, bei 
Dauerfristverlängerung für den vor-
letzten Monat, bei Vierteljahreszah-
lern ohne Dauerfristverlängerung für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr

5 Die Sozialversicherungsbeiträge sind 
einheitlich am drittletzten Bankar-
beitstag des laufenden Monats fällig. 

Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschrift-
verfahren. Bei allen Krankenkassen 
gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müs-
sen der jeweiligen Einzugsstelle bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fäl-
ligkeit (d. h. am 24.02.2020, 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten 
bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu be-
achten. Wird die Lohnbuchführung 
durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeit-
stermin an den Beauftragten übermit-
telt werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen 
fällt.

Termine Februar 2020 Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern 
und Sozialabgaben fällig werden:

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
Überweisung1  Scheck2

Lohnsteuer, Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag3

10.02.2020 13.02.2020 07.02.2020

Umsatzsteuer4 10.02.2020 13.02.2020 07.02.2020
Umsatzsteuer- 
Sondervorauszahlung

10.02.2020 13.02.2020 07.02.2020

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen.

Gewerbesteuer 17.02.2020 20.02.2020 14.02.2020
Grundsteuer 17.02.2020 20.02.2020 14.02.2020
Sozialversicherung5 26.02.2020 entfällt entfällt
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sollen für die Zeit vom 1. Januar 
2020 bis zum 31. Dezember 2029 
durch einen Abzug von 20 % der  
Aufwendungen von der Steuer-
schuld gefördert werden. Förderfä-
hig sind Einzelmaßnahmen, z. B. die 
Wärmedämmung von Wänden und 
Dächern, die Erneuerung der Fens-
ter oder Außentüren sowie die Er-
neuerung bzw. der Einbau einer Lüf-
tungsanlage und die Optimierung 
bestehender Heizungsanlagen. Der 
Vermittlungsausschuss hat als Er-
gänzung des Bundestagsbeschlus-
ses vorgeschlagen, auch Kosten für 
Energieberater künftig als Aufwen-
dungen für energetische Maßnah-
men anzuerkennen.

2. Anhebung der Pendlerpauschale 
und Mobilitätsprämie

Zur Entlastung der Pendler soll die 
Entfernungspauschale ab dem 21. 
Kilometer um 5 auf 35 Cent angeho-
ben werden. Alternativ dazu sollen 
geringverdienende Pendler, die in-
nerhalb des Grundfreibetrags liegen, 
eine Mobilitätsprämie von 14 % die-
ser erhöhten Pauschale wählen kön-
nen. Die Anhebung der steuerlichen 
Entfernungspauschale und die Ge-
währung einer Mobilitätsprämie sind 
befristet für die Zeit vom 1. Januar 
2021 bis zum 31. Dezember 2026. 
Zusätzlich soll sich in den Jahren 
2024 bis 2026 die Pauschale für 
Fernpendler ab dem 21. Entfer-
nungskilometer um weitere 3 Cent 
auf insgesamt 38 Cent pro Kilometer 
erhöhen.

3. Absenkung der Mehrwertsteuer auf 
Bahntickets im Fernverkehr

Um die Attraktivität der Bahn zu ver-
bessern, soll der Umsatzsteuersatz 
für Fahrkarten im Fernverkehr ab 
2020 von 19 auf 7 % gesenkt wer-
den. Diese Regelung gilt unbefristet.

4. Erhöhter Hebesatz Grundsteuer 
für Windparks

Der Vermittlungsausschuss hat emp-
fohlen, das vom Bundestag be-
schlossene Hebesatzrecht der Kom-

munen bei der Grundsteuer für 
Windkraftanlagen aus dem Gesetz 
zu streichen und bat die Bundesre-
gierung, im Einvernehmen mit den 
Ländern schnellstmöglich Maßnah-
men für eine größere Akzeptanz von 
Windenergie zu erarbeiten.

Bürokratieentlastungs- 
gesetz III: Erleichterungen 
für Unternehmensgründer 
bei Abgabe von Umsatz-
steuer-Voranmeldungen

Mit dem Dritten Bürokratieabbauge-
setz hat der Gesetzgeber u. a. auch 
Erleichterungen für Unternehmens-
gründer bei der Umsatzsteuer ge-
schaffen:

Bislang mussten Unternehmens-
gründer im Jahr der Aufnahme der 
unternehmerischen Tätigkeit und im 
Folgejahr monatlich Umsatzsteuer-
Voranmeldungen (UStVA) auf elekt-
ronischem Weg übermitteln. Diese 
Regelung wird - zur Erleichterung für 
Unternehmensgründer - für die Jah-
re 2021 bis 2026 ausgesetzt.

Es gelten die allgemeinen Regelun-
gen für die Abgabe von UStVA:

– d. h., grundsätzlich vierteljährliche 
Übermittlung von UStVA,

– bei einer Steuerschuld für das vor-
angegangene Kalenderjahr von 
mehr als 7.500 Euro monatliche 
Übermittlung der UStVA,

– bei einer Steuerschuld im voran-
gegangenen Kalenderjahr von 
nicht mehr als 1.000 Euro gibt es 
die Möglichkeit der Befreiung von 
der Übermittlung von UStVA.

Das bedeutet im Ergebnis:

– Unternehmer, die ihre Tätigkeit im 
Jahr 2019 aufgenommen haben, 
müssen für das Jahr 2019 und 2020 
monatlich UStVA übermitteln.

– Unternehmer, die ihre Tätigkeit im 
Jahr 2020 aufnehmen, müssen für 

das Jahr 2020 monatlich und ab 
dem Jahr 2021 nach den allgemei-
nen Regelungen ihre UStVA über-
mitteln.

– Für Unternehmer, die ihre Tätigkeit 
im Jahr 2021 aufnehmen, gelten 
die allgemeinen Regelungen für 
die Übermittlung von UStVA.

Hinweis: Die zwingende monatliche 
Übermittlung von UStVA für Vorrats-
gesellschaften und Firmenmäntel zu 
Beginn der Tätigkeit bleibt unverän-
dert bestehen.

Umsatzsteuerliche Behand-
lung von Gutscheinen

Die Oberfinanzdirektion Karlsruhe 
hat darauf hingewiesen, dass mit 
Gutscheinen, die vor dem 1. Januar 
2019 ausgegeben wurden, umsatz-
steuerlich wie folgt zu verfahren ist: 

Wenn Gutscheine ausgegeben wur-
den, die nicht zum Bezug von hinrei-
chend bezeichneten Leistungen be-
rechtigen, handelt es sich lediglich 
um den Umtausch eines Zahlungs-
mittels (z. B. Bargeld) in ein anderes 
Zahlungsmittel (Gutschein). Die Hin-
gabe des Gutscheins selbst stellt 
keine Lieferung dar. Eine Anzahlung 
liegt ebenfalls nicht vor, da die Leis-
tung nicht hinreichend konkretisiert 
ist. Erst bei Einlösung des Gut-
scheins unterliegt die Leistung der 
Umsatzsteuer. 

Wenn hingegen Gutscheine über be-
stimmte, konkret bezeichnete Leis-
tungen ausgestellt wurden, unterliegt 
der gezahlte Betrag als Anzahlung 
der Umsatzbesteuerung. Bei Aus-
führung der Leistung unterliegt der 
ggf. noch zu zahlende Differenzbe-
trag der Umsatzsteuer. Hierfür fol-
gende Beispiele: Ein Restaurant stellt 
einen Gutschein über ein Frühstücks- 
und Lunchbuffet aus, ein Kino erstellt 
Gutscheine über Filmvorführungen, 
ein Fitnessstudio stellt einen Gut-
schein zur Benutzung der Sonnen-
bank aus.
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Für Kleinunternehmer  
ab 1. Januar 2020:  
Anhebung der umsatz- 
steuerlichen Grenze

Für Lieferungen und sonstige ent-
geltliche Leistungen eines Kleinun-
ternehmers im Inland wird die Um-
satzsteuer nicht erhoben. Im Gegen- 
zug sind Kleinunternehmer auch nicht 
zum Vorsteuerabzug berechtigt.

Durch das Bürokratieentlastungs-
gesetz III kommt eine Anhebung  
der Grenze für die umsatzsteuerli-
che Kleinunternehmerregelung von 
17.500 Euro auf 22.000 Euro. 

Ab 1. Januar 2020 gilt: Von der Klein-
unternehmerregelung profitieren im 
Inland ansässige Unternehmer, de-
ren Gesamtumsatz im vorangegan-
genen Jahr (d. h. 2019) 22.000 Euro 
nicht überstiegen hat und im laufen-
den Jahr (2020) voraussichtlich 
50.000 Euro nicht übersteigt. 

Die Umsatzgrenzen sind als Brutto-
grenzen zu verstehen. Sie umfassen 
die Umsätze zuzüglich der darauf 
entfallenden Steuer. Entsprechend 
dürfte der Vorjahresnettoumsatz bei 
ausschließlich dem Regelsteuer-
satz unterliegenden Umsätzen nicht 
mehr als 18.487 Euro betragen. Für 
die Prüfung des Umsatzes ist der 
Zufluss entscheidend. 

Für Kleinunternehmer:  
Ab 1. Januar 2020 wird  
die umsatzsteuerliche Ist-
besteuerungsgrenze  
von 500.000 Euro auf 
600.000 Euro angehoben

Kleinunternehmen können aufatmen. 
Der Deutsche Bundestag beschloss 
für sie eine spürbare Bürokratieent-
lastung. Ab 1. Januar 2020 wird die 
umsatzsteuerliche Istbesteuerungs-
grenze von 500.000 Euro auf 
600.000 Euro angehoben. 

Mit dem Ersten Bürokratieentlas-
tungsgesetz aus dem Jahr 2015 

wurde die Buchführungsgrenze in 
der Abgabenordnung von 500.000 
Euro auf 600.000 Euro Umsatz im 
Kalenderjahr angehoben. Mit der 
neuen gesetzlichen Anpassung wird 
nun auch der Gleichlauf der Umsatz-
grenzen hergestellt.

Kein ermäßigter Umsatz-
steuersatz für eine von  
einem gemeinnützigen 
Verein betriebene Kfz-
Werkstatt

Geklagt hatte ein als gemeinnützig 
anerkannter Verein. Er verfolgte sat-
zungsgemäß den Zweck, Jugendli-
chen Bildung und Kulturgut sowie  
u. a. auch gesellschaftliche Normen 
und Werte zu vermitteln. Der Verein 
brachte Jugendliche in Familien und 
in von ihm unterhaltenen und betreu-
ten Wohngruppen unter. Die in den 
Wohngruppen lebenden Jugendli-
chen leisteten in der vom Kläger be-
triebenen Kfz-Werkstatt ihre Praktika 
ab und führten dabei unter Aufsicht 
von Kfz-Meistern u. a. Reparaturar-
beiten an Kfz aus. Die Leistungen 
der Kfz-Werkstatt umfassten neben 
dem im Rahmen der Reparaturen in 
Rechnung gestellten Arbeitslohn vor 
allem die Weiterberechnung der Er-
satzteile. Auf die Umsätze wandte 
der Kläger den ermäßigten Steuer-
satz an.

Das Finanzgericht Münster hielt dies 
nicht für rechtmäßig. Für Leistungen, 
die im Rahmen eines Zweckbetriebs 
ausgeführt werden, gelte der ermä-
ßigte Steuersatz nur, wenn der Zweck- 
betrieb nicht in erster Linie der Erzie-
lung zusätzlicher Einnahmen durch 
die Ausführung von Umsätzen diene, 
die in unmittelbarem Wettbewerb mit 
dem allgemeinen Steuersatz unter-
liegenden Leistungen anderer Unter-
nehmer ausgeführt werden. Der Kläger 
habe jedoch einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb. Er erbrachte Kfz-
Reparaturen gegen Entgelt. Der Klä-
ger trete mit seinen Leistungen in 
Wettbewerb zu anderen Unterneh-
mern, die vergleichbare Leistungen 

ohne Anspruch auf Ermäßigung am 
Markt anbieten. Er müsse daher den 
vollen Umsatzsteuersatz anwenden.

Aktualisierte Grundsätze 
zur ordnungsmäßigen  
Führung und Aufbewahrung 
von Büchern, Aufzeich-
nungen und Unterlagen in 
elektronischer Form

Das Bundesfinanzministerium hat 
am 28. November 2019 aktualisierte 
Grundsätze zur ordnungsmäßigen 
Führung und Aufbewahrung von Bü-
chern, Aufzeichnungen und Unterla-
gen in elektronischer Form sowie 
zum Datenzugriff (GoBD) veröffent-
licht. Diese treten mit Wirkung vom 
1. Januar 2020 in Kraft. Eine frühere 
freiwillige Anwendung der neuen 
Grundsätze ist möglich.

Die Finanzbehörde hat künftig das 
Zugriffsrecht auf mit einem DV-Sys-
tem erstellte aufbewahrungspflichti-
ge Unterlagen nicht nur bei steuerli-
chen Außenprüfungen, sondern in 
allen gesetzlich geregelten Fällen  
(z. B. auch Nachschauen). 

Zudem ist es künftig im Falle eines 
Systemwechsels oder der Auslage-
rung aufzeichnungs- oder aufbewah-
rungspflichtiger Daten aus dem Pro-
duktivsystem ausreichend, wenn nach 
Ablauf des 5. Kalenderjahres, das 
auf die Umstellung folgt, nur noch 
der Z3-Zugriff ermöglicht wird. 

Neben der generellen Fokussierung 
auf die Einzelaufzeichnungspflichten 
und die Zeitnähe von Buchungen 
sind folgende Aspekte erneut hervor-
zuheben:

– Bildliches Erfassen, z. B. durch eine 
Mobile App, wird künftig einem 
stationären Scannen bei Einhal-
tung der erforderlichen Vorausset-
zungen (insb. Verfahrensdokumen- 
tation) gleichgestellt. Das bildliche 
Erfassen ist grundsätzlich auch im 
Ausland möglich.

– Bei sog. identischen Mehrstücken, 
d. h. Daten, die inhaltsgleich in 
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strukturierter und bildhafter Form 
vorliegen, ist die Aufbewahrung 
des Formats mit der höheren ma-
schinellen Auswertbarkeit ausrei-
chend.

– Bei Konvertierung aufbewahrungs- 
pflichtiger Unterlagen in ein In-
house-Format ist die Vernichtung 
des Originals zulässig, wenn eine 
inhaltsgleiche Archivierung erfolgt 
und die Daten einer maschinellen 
Auswertbarkeit zugänglich sind.

Zudem ist künftig eine Referenzie-
rung einer ursprünglichen Buchung 
zu deren Stornobuchung im Buch-
führungssystem verpflichtend vorzu-
nehmen.

„Düsseldorfer Tabelle“:  
Änderungen ab dem  
1. Januar 2020

Die vom Oberlandesgericht Düssel-
dorf herausgegebene „Düsseldorfer 
Tabelle“ wird zum 1. Januar 2020 ge-
ändert. 

1. Bedarfssätze für Kinder

Der Mindestunterhalt beträgt ab dem 
1. Januar 2020:

– für Kinder der 1. Altersstufe (bis 
zur Vollendung des 6. Lebensjah-
res) 369 Euro (plus 15 Euro), 

– für Kinder der 2. Altersstufe (bis 
zur Vollendung des 12. Lebensjah-
res) 424 Euro (plus 18 Euro) und 

– für Kinder der 3. Altersstufe (vom 
13. Lebensjahr bis zur Volljährig-
keit) 497 Euro (plus 21 Euro).

Die Bedarfssätze der 2. bis 5. Ein-
kommensgruppe werden um jeweils 
5 % und die der 6. bis 10. Einkom-
mensgruppe um je 8 % des Mindest-
unterhalts erhöht. Auch die Bedarfs-
sätze volljähriger Kinder werden zum 
1. Januar 2020 angehoben. Sie be-
tragen 125 % des Bedarfs der 2. Al-
tersstufe. Die Einkommensgruppen, 
zuletzt zum 1. Januar 2018 erhöht, 
bleiben unverändert.

2. Bedarf von Studierenden

Der Bedarf eines Studierenden, der 
nicht bei seinen Eltern oder einem 
Elternteil wohnt, steigt von bisher 
735 Euro auf 860 Euro (einschließ-
lich 375 Euro an Warmmiete).

Auf den Bedarf des Kindes ist das 
Kindergeld anzurechnen. Dieses be-
trägt seit dem 1. Juli 2019:

– für ein erstes und zweites Kind 
204 Euro, 

– für ein drittes Kind 210 Euro und 

– ab dem vierten Kind 235 Euro.

Das Kindergeld ist bei minderjähri-
gen Kindern in der Regel zur Hälfte 
und bei volljährigen Kindern in vol-
lem Umfang auf den Barunterhalts-
bedarf anzurechnen. 

3. Selbstbehalte

Die Selbstbehalte bilden den dem 
Unterhaltspflichtigen mindestens zu 
belassenden Betrag ab. Gegenüber 
den Ansprüchen minderjähriger Kin-
der und volljähriger unverheirateter 
Kinder bis zur Vollendung des 21. 
Lebensjahres, die noch im Haushalt 
der Eltern oder eines Elternteils le-
ben und sich in der allgemeinen 
Schulausbildung befinden, beträgt 
der notwendige Selbstbehalt des 
nicht erwerbstätigen Unterhalts-
pflichtigen 960 Euro und des er-
werbstätigen Unterhaltspflichtigen 
1.160 Euro. Der notwendige Selbst-
behalt beinhaltet Wohnkosten 
(Warmmiete) von 430 Euro. Der 
Selbstbehalt kann erhöht werden, 
wenn die Wohnkosten diesen Betrag 
überschreiten und nicht unangemes-
sen sind. Sofern nicht der Mindest-
bedarf des unterhaltsberechtigten 
Kindes betroffen ist, beträgt der dem 
Unterhaltspflichtigen zu belassende 
Eigenbedarf mindestens 1.400 Euro.

Gegenüber Ansprüchen auf Ehegat-
tenunterhalt bzw. Unterhaltsansprü-
chen der Mutter oder des Vaters ei-
nes nichtehelichen Kindes beträgt 

der Eigenbedarf des erwerbstätigen 
Unterhaltspflichtigen ab dem 1. Ja-
nuar 2020 1.280 Euro und des nicht 
erwerbstätigen Unterhaltspflichtigen 
1.180 Euro. 

Der Selbstbehalt gegenüber Unter-
haltsansprüchen von Eltern steigt 
auf 2.000 Euro. Auswirkungen des 
sog. Angehörigenentlastungsgeset-
zes sind noch nicht berücksichtigt.

Firmenrad: Keine Überwäl-
zung der Leasingraten auf 
erkrankte Arbeitnehmer

Das Arbeitsgericht Osnabrück ent-
schied, dass eine Vertragsklausel 
mit der Verpflichtung zur Übernahme 
der Leasingkosten für zwei Firmen-
räder durch einen erkrankten Arbeit-
nehmer für den Zeitraum nach Ablauf 
der sechswöchigen Entgeltfortzah-
lung unwirksam ist. Die Klausel falle 
dadurch ersatzlos weg. Des Weite-
ren hält das Gericht auch die voraus-
setzungslose Abkehr von dem Her-
ausgabeverlangen seitens des Arbeit- 
gebers und die dann entstehende 
Pflicht des Arbeitnehmers zur Zah-
lung der Leasingkosten für unange-
messen. 

Im Übrigen weist das Arbeitsgericht 
darauf hin, dass in der Firmenrad-
Vereinbarung für eine dritte, am  
Arbeitsverhältnis nicht beteiligte  
Person (z. B. Ehegatte) unter Aus-
nutzung der steuerrechtlichen Belan-
ge des Arbeitnehmers eine Steuer-
verkürzung gesehen werden könnte.

Bürokratieentlastung  
beschlossen

Am 8.11.2019 hat der Bundesrat das 
sog. Dritte Bürokratieentlastungsge-
setz verabschiedet. Mit dem neuen 
Gesetz wird u. a. eine elektronische 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
eingeführt. Ein elektronisches Mel-
deverfahren soll ab dem 1.1.2022 
die Einreichung des Krankenscheins 
ersetzen. Künftig sollen Krankenkas-
sen den Arbeitgeber auf Abruf elekt-
ronisch über Beginn und Dauer der 
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Arbeitsunfähigkeit seines gesetzlich 
versicherten Arbeitnehmers infor-
mieren.

Vorgesehen sind ferner Erleichte-
rungen bei der Archivierung elekt-
ronisch gespeicherter Steuerun-
terlagen. Für Unternehmen entfällt 
die Pflicht, bei einem Wechsel der 
Steuersoftware zehn Jahre lang die 
alten Datenverarbeitungsprogram-
me in Betrieb zu halten. Diese dürfen 
künftig fünf Jahre nach dem Wechsel 
abgeschafft werden, wenn ein Da-
tenträger mit den gespeicherten 
Steuerunterlagen vorhanden ist. Die 
Regel gilt bereits für aufzeichnungs- 
und aufbewahrungspflichtige Daten, 
deren Aufbewahrungsfrist bis zum 
1.1.2020 noch nicht abgelaufen ist.

Daneben sind u. a. die folgenden 
Maßnahmen vorgesehen:

Anhebung der lohnsteuerlichen 
Pauschalierungsgrenze von 62 € 
auf 100 € für Beiträge zu einer 
Gruppenunfallversicherung: Bis-
her konnte der Arbeitgeber die Bei-
träge für eine Gruppenunfallversi-
cherung mit einem Pauschsteuersatz 
von 20 % erheben, wenn der steuer-
liche Durchschnittsbetrag ohne Ver-
sicherungsteuer 62 € im Kalender-
jahr nicht überschritten hat. Mit der 
Neuregelung wird der Betrag ab 
2020 auf 100 € angehoben.

Erhöhung der Steuerbefreiung für 
betriebliche Gesundheitsförderung: 
Der steuerfreie Höchstbetrag für zu-
sätzlich zum Arbeitslohn erbrachte 
Leistungen des Arbeitgebers zur be-
trieblichen Gesundheitsförderung der 
Mitarbeiter wird ab 2020 von 500 € 
auf 600 € angehoben.

Anhebung der Arbeitslohngrenze 
zur Lohnsteuerpauschalierung bei 
kurzfristiger Beschäftigung: Die 
Grenze zur möglichen Pauschalie-
rung der Lohnsteuer für Teilzeit- und 
geringfügig Beschäftigte mit 25 % 
des Arbeitslohns wird von einem 
durchschnittlichen Arbeitslohn je Ar-
beitstag von 72 € auf 120 € angeho-

ben. Zudem wird der pauschalie-
rungsfähige durchschnittliche Stun- 
denlohn von 12 € auf 15 € erhöht. 
Beide Regelungen gelten ab 2020.

Pauschalierung der Lohnsteuer 
für beschränkt steuerpflichtige 
Arbeitnehmer: Arbeitgebern wird 
die Möglichkeit eingeräumt, die 
Lohnsteuer für Bezüge von kurzfristi-
gen, im Inland ausgeübten Tätigkei-
ten beschränkt steuerpflichtiger Ar-
beitnehmer, die einer ausländischen 
Betriebsstätte des Arbeitgebers zu-
geordnet sind, unter Verzicht auf den 
Abruf von elektronischen Lohnsteu-
erabzugsmerkmalen mit einem 
Pauschsteuersatz von 30 % des Ar-
beitslohns zu erheben. Die Ände-
rung ist ab 2020 anzuwenden.

Wegfall der Anmeldepflicht zur 
Unfallversicherung für Unterneh-
mer, die eine Gewerbeanzeige er-
stattet haben: Unternehmensgrün-
der müssen sich innerhalb einer 
Woche nach der Gründung beim zu-
ständigen Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung (Berufsgenos-
senschaft) anmelden und bestimmte 
Daten mitteilen. Gleichzeitig besteht 
eine Anzeigepflicht bei den zuständi-
gen Gewerbeämtern. Durch eine Än-
derung der Gewerbeanzeigeverord-
nung wird künftig sichergestellt, dass 
die von den Gewerbeämtern erhobe-
nen Daten auch die für eine Anmel-
dung zur Unfallversicherung notwen-
digen Angaben umfassen. Sofern 
eine Gewerbeanzeige erfolgt, ist 
eine gesonderte Anmeldung der Un-
ternehmer zur Unfallversicherung 
damit entbehrlich. Die Regelung tritt 
am 1.7.2020 in Kraft.

Bürokratieabbau für Bescheini-
gungs- und Informationspflichten 
des Anbieters von Altersvorsorge-
verträgen gegenüber dem Steuer-
pflichtigen: Bisher hatten Anbieter 
von Altersvorsorgeverträgen in be-
stimmten Fällen, wie z. B. beim erst-
maligen Bezug von Leistungen aus 
Altersvorsorgeverträgen, nach Ab-
lauf des Kalenderjahres dem Steuer-
pflichtigen nach amtlich vorgeschrie-

benem Muster den Betrag der im 
abgelaufenen Kalenderjahr zuge-
flossenen Leistungen mitzuteilen. Ab 
2020 kann die Mitteilung elektro-
nisch bereitgestellt werden, wenn 
der Steuerpflichtige damit einver-
standen ist.

Jahressteuergesetz 2019 
beschlossen

Ebenfalls im November beschlossen 
hat der Bundestag das sog. Jahres-
steuergesetz 2019. Das Vorhaben 
enthält u. a. Maßnahmen zur Förde-
rung einer umweltfreundlichen Mobi-
lität. Nun muss noch der Bundesrat 
zustimmen, damit die folgenden Re-
gelungen in Kraft treten können:

Die Halbierung der Bemessungs-
grundlage bei der Dienstwagen-
besteuerung bei der privaten Nut-
zung eines betrieblichen Elektro- oder 
extern aufladbaren Hybridelektro-
fahrzeugs wird bis Ende 2030 ver-
längert. Allerdings werden die Anfor-
derungen an die Reichweite, die das 
Fahrzeug rein elektrisch zurücklegen 
kann, zeitlich gestaffelt erhöht. Zu-
sätzlich soll bei der Bewertung der 
Entnahme für Kraftfahrzeuge, die 
keine CO2-Emissionen haben und 
deren Bruttolistenpreis nicht über 
40.000 € liegt, lediglich ein Viertel 
der Bemessungsgrundlage berück-
sichtigt werden. Die Regelung soll 
bereits für Kraftfahrzeuge gelten, die 
im Jahr 2019 angeschafft wurden.

Ebenfalls bis Ende 2030 verlängert 
wird die Steuerbefreiung für vom Ar-
beitgeber gewährte Vorteile für das 
elektrische Aufladen eines Elektro-
fahrzeugs oder Hybridelektrofahr-
zeugs im Betrieb des Arbeitgebers 
oder eines verbundenen Unterneh-
mens und für die zeitweise zur priva-
ten Nutzung überlassene betriebli-
che Ladevorrichtung.

Neu eingeführt wird eine neue Son-
derabschreibung für Elektronutz-
fahrzeuge i. H. von 50 % im Jahr der 
Anschaffung – zusätzlich zur regulä-
ren Abschreibung. Von der Regelung 



Verantwortlich für den Inhalt:
Dipl.-Betriebswirt Rolf Groß  
Wirtschaftsprüfer / Steuerberater
Fachberater für  
Internationales Steuerrecht

Impressum
Herausgeber:
DORNBACH GMBH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft
Anton-Jordan-Straße 1
56070 Koblenz

Die in dieser Mandantenzeitung 
gegebenen Informationen können 
die zugrunde liegenden Sachver-
halte oftmals nur verkürzt wieder-
geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grund lage 
dieser Informationen, diesbezüg-
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.

7

sind auch E-Lastenfahrräder um-
fasst. Die Regelung wird von 2020 
bis Ende 2030 befristet.

Anstelle der im Jahr 2019 eingeführ-
ten Steuerbefreiung von Jobtickets, 
die der Arbeitgeber zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
(und unter Anrechnung auf die Ent-
fernungspauschale) seinen Arbeit-
nehmern stellt, kann er ab 2020 die 
Lohnsteuer mit einem Pauschalsteu-
ersatz von 25 % erheben. Für diese 
pauschal besteuerten Bezüge ent-
fällt im Gegenzug die Anrechnung 
auf die Entfernungspauschale.

Die ebenfalls seit 2019 geltende 
Steuerbefreiung von Diensträdern, 
die verkehrsrechtlich keine Kfz sind 
und die zusätzlich zum Arbeitslohn 
gestellt werden, wird bis Ende 2030 
verlängert. Zudem erhalten Arbeitge-
ber die Möglichkeit, den geldwerten 
Vorteil aus der unentgeltlichen oder 
verbilligten Übereignung von be-
trieblichen Fahrrädern an den Arbeit-
nehmer ab 2020 pauschal mit 25 % 
Lohnsteuer zu besteuern.

Hinweis: Sollten sich wider Erwar-
ten Änderungen an den o. g. Punk-
ten ergeben, werden wir Sie hierüber 
informieren. Darüber hinaus enthält 
das Gesetz noch weitere steuerliche 
Änderungen, über die wir in der 
nächsten Ausgabe dieser Mandan-
ten-Information berichten werden.

Reform der Grundsteuer 
tritt in Kraft

Der Bundesrat hat Anfang November 
2019 die Reform der Grundsteuer 
beschlossen. Damit kann das Geset-
zespaket aus Grundgesetzänderung 
sowie Änderung des Grundsteuer- 
und Bewertungsrechts in Kraft tre-
ten: Ab 2025 erheben die Bundes-
länder die Grundsteuer dann nach 
den neuen Regeln (s. hierzu den 
letzten Beitrag unserer Mandanten-
Information 5/2019).

Hinweise: Was dies nun konkret be-
deutet, lässt sich zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht sagen, da die künf-
tigen Hebesätze der Gemeinden 
eine große Rolle bei der Bemessung 
der Grundsteuer spielen werden.
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Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH

30. Januar 2020
BAD HOMBURG: Cybersecurity und Datenschutz für Unternehmen
Die Dornbach IT Systems hält nicht nur sich selbst, sondern auch Kunden auf dem aktuellen Stand. Auf der 
Veranstaltung möchte man daher zu den Themen IT-Sicherheit, Datenschutz und dem neuen Geschäftsge-
heimnisgesetz informieren.

5. Februar 2020
SAARBRÜCKEN: Seminar – Sicher in die Betriebsprüfung der DRV Bund
Die zunehmende Komplexität des Sozialversicherungsrechts führt nach wie vor dazu, dass Unternehmen immer 
wieder aufs Neue von unangenehmen Beitragsnachzahlungen im Rahmen von Betriebsprüfungen der Deut-
schen Rentenversicherung Bund betroffen sind. Der Vortrag unserer Expertin im Sozialversicherungsrecht, Frau 
Melanie Guttmann, ermöglicht umfassende Einblicke und Kenntnisse über Prüfungsfelder gewinnen und damit 
mögliche Risiken aufgreifen zu können. Wir stellen einfach zu handhabende Lösungen vor und geben praxis-
nahe Hinweise, wie mögliche Nachzahlungen vermieden werden können. 

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf und zur Anmeldung finden Sie auf unserer  
Homepage www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich direkt an 

Frau Lydia Schmidt, PR- und Marketing-Referentin  
Telefon: +49 261 94 31 - 438  •  Mail: lschmidt@dornbach.de


